Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 853 


Der Bundesminister des Innern 
II B 5 - 225 104-8/1 


Bonn, den 25. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 9. September 
1965 (BGBL I S. 1203) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 1. Juli 1965 
Nr. 4 des Antrages des Ausschusses für Inneres 
— Drucksache IV/3681 — 


Nach § 11 der GGO II übersende ich einen Abdruck meines 
Rundschreibens vom 6. Juli 1966, in dessen Abschnitt I der oben 
genannte Beschluß des Deutschen Bundestages vollzogen wor- 
den ist. Wie ich in meinem Schreiben vom 14. Dezember 1965 
ausgeführt habe, war die Herausgabe des Rundschreibens zu- 
rückgestellt worden, weil das Vierte Anderungsgesetz zum 
G 131 auf Grund des Haushaltssicherungsgesetzes erst am 
1. Januar 1967 in Kraft tritt. 


In Vertretung 

Dr. Schäfer 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/853 


Deutsdier Bundestag — 5. Wahlperiode 


Der Bundesminister des Innern 

II B 5 - 225 104-8/1 


Bonn, den 6. Juli 1966 


An die 

obersten Dienstbehörden 
nach §§ 60. 61 G 131 

Betr.: Durchführung des Vierten Änderungsgesetzes zum G 131 vom 9. September 1965 (BGBL I 
S. 1203); 

hier: Neue Vorschriften über einen innerdeutschen Zuzugsstichtag (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 
Abs. 3 Halbsatz 2 G 131 i. d. F. d. Bkm. v. 13. 10. 1965 — BGBL I S. 1685) und die Fami- 
lienzusammenführung (§ 4 b G 131, Art. 11 § 1 des Vierten Änderungsgesetzes) unter 
Berücksichtigung des Artikels 12 des Haushaltssicherungsgesetzes vom 20. Dezember 
1965 (BGBL I S. 2065) 

Anlg.: 1 Liste von Zuzugsbestimmungen auf Grund der Anlage 2 zum Rundschreiben des Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes vom 2. 4. 1964 (Amtl. Mitteilungsblatt des Bundesausgleichsamtes 
1964, S. 96 ff) 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 

1. 7. 1965 zum Vierten Gesetz zur Änderung des G 
131 folgende Entschließung gefaßt; 

„Die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten dafür Sorge zu tragen, daß die 
für die Durchführung des Kapitels I G 131 zu- 
ständigen Behörden 

a) die neuen Vorschriften über den innerdeut- 
schen Zuzugsstichtag {§ 4 Abs. 1 Nr. 3 G 
131) und die Familienzusammenführung {§ 4 
b G 131, Artikel II § 1 des Vierten Ände- 
rungsgesetzes) beschleunigt durchführen, 

b) bei der Durchführung des § 4 Abs. 1 Nr. 3 G 
131 die Personen, die bisher ein Notaufnah- 
meverfahren oder ein vergleichbares Ver- 
fahren nicht durchlaufen haben, auf die Mög- 
lichkeit der Nachholung des Notaufnahme- 
verfahrens hinweisen, 

c) Anträge von Personen, die bisher wegen 
Nichterfüllung von Voraussetzungen für 
Sowjetzonenflüchtlinge oder der Familien- 
zusammenführung keine Rechte geltend ma- 
chen konnten, mit Vorrang behandeln, ins- 
besondere bei Hinterbliebenen." 

Ich bitte, dieser Entschließung des Deutschen Bun- 
destages bei der Durchführung des Vierten Ände- 
rungsgesetzes zum G 131 Rechnung zu tragen und 
die nachgeordneten zuständigen Dienststellen ent- 
sprechend anzuweisen. 

IL 

‘Zur Durchführung der am 1. 1. 1967 in Kraft tre- 
tenden neuen Vorschriften über den sog. innerdeut- 
schen Zuzugsstichtag und die Familienzusammenfüh- 
rung gebe ich im Einvernehmen mit den Bundesmi- 
nistern für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte und der Finanzen folgende Hinweise: 


A. Innerdeutscher Zuzugsstichtag 

1. Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 können Rechte nach 
Kapitel I G 131 auch von den in §§ 1 und 2 be- 
zeichneten Personen geltend gemacht werden, 
die nach dem 31. 12. 1952 aus der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder dem so- 
wjetisch besetzten Sektor von Berlin im Wege 
der Notaufnahme oder eines vergleichbaren Ver- 
fahrens zugezogen sind und bis zum 31. 12. 1964 
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im 
Geltungsbereich des G 131 genommen haben, 
wenn die Ausschlußtatbestände des § 3 Abs. 2 
des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) nicht 
vorliegen. 

2. Das Notaufnahmeverfahren wird auf Grund des 
Gesetzes über die Notaufnahme von Deutschen 
in das Bundesgebiet (NAG) vom 22. 8. 1950 
(BGBl. I S. 367), zuletzt geändert durch Artikel 
I Nr. 3 des Dritten Änderungsgesetzes zum 
BVFG vom 29. 6. 1961 (BGBL I S. 813), und auf 
Grund des Gesetzes über die Notaufnahme von 
Deutschen in Berlin vom 21. 12. 1951 (GVBl. 
1952 S. 1) durdigeführt. Nach dem NAG bedür- 
fen deutsche Staatsangehörige und deutsche 
Volkszugehörige, die ihren Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt in der sowjetischen Besat- 
zungszone oder im sowjetischen Sektor von 
Berlin haben oder gehabt haben, wenn sie sich 
ohne Genehmigung im Geltungsbereich des 
Notaufnahmegesetzes aufhalten, für den ständi- 
gen Aufenthalt einer besonderen Erlaubnis (§ 1 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2). Die in § 1 NAG bezeich- 
neten Personen haben sich an die Leiter des 
Bundesnotaufnahmeverfahrens zu wenden. Den 
Leitern bleibt es überlassen, das Verfahren auf 
Antrag schriftlich durchzuführen. 

3. (1) Als dem Notaufnahmeverfahren vergleich- 
bare Verfahren gelten das Verfahren nach dem 
Gesetz des Landes Berlin vom 9. 1. 1951 (VOBl. I 
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S. 84) in der Fassung der Gesetze vom 30. 3. 
1953 (GVBl. S. 184) und vom 2. 10. 1958 (GVBl. 
S. 951) und die Fälle des § 41 Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes, eingefügt durch Änderungs- 
gesetz vom 28. 11. 1960 (BGBl. I S. 853), jetzt 
in der Fassung vom 14. 5. 1965 (BGBl. I S. 391). 

(2) Als vergleichbares Verfahren ist im Er- 
gebnis auch die Erteilung einer Zuzugsgenehmi- 
gung auf Grund der in der Anlage enthaltenen 
allgemeinen alliierten oder landesrechtlichen 
Zuzugsbestimmungen — diese sind inzwischen 
alle aufgehoben worden — bis zu den aus der 
Anlage ersichtlichen Endzeitpunkten anzusehen. 
Bei Zuzugsgenehmigungen mit einem Datum vor 
dem Endzeitpunkt der Anlage kann davon aus- 
gegangen werden, daß es sich um einen Zuzug 
nach den dort aufgeführten Bestimmungen han- 
delt. 

4. (1) Das Notaufnahmeverfahren kann stets 
nachgeholt werden, wenn ein vergleichbares 
Verfahren nach Nr. 3 nicht durchlaufen, insbe- 
sondere eine Zuzugsgenehmigung nach einer der 
in der Anlage genannten Regelungen bis zu den 
dort bestimmten Endzeitpunkten nicht erteilt 
worden ist. Kann die Notaufnahme nachgeholt 
werden, so sind die Betroffenen hierauf hinzu- 
weisen. Dabei sind sie aufzufordern, bei Antrag- 
stellung der Notaufnahmebehörde mitzuteilen, 
daß sie den Notaufnahmebescheid (die Beschei- 
nigung) wegen § 4 Abs. 1 Nr. 3 G 131 be- 
nötigen. Die Nachholung des Notaufnahmever- 
fahrens ist von den im Land Berlin wohnenden 
Antragstellern bei dem Leiter des Bundesnot- 
aufnahmeverfahrens in Berlin, im übrigen bei 
dem Leiter des Bundesnotaufnahmeverfahrens 
in Gießen zu beantragen. Die Leiter des Bundes- 
notaufnahmeverfahrens werden den nach dem 
G 131 zuständigen Behörden auf Anforderung 
eine Abschrift des Notaufnahmebescheides über- 
senden und zugleich eine Auskunft erteilen, 
ob sich aus den Notaufnahmeakten Anhalts- 
punkte dafür ergeben, daß Ausschlußtatbestän- 
de nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 NAG vorliegen. 

(2) Auch bei Nachholung des Notaufnahme- 
verfahrens nach dem 31. 12. 1964 ist die Voraus- 
setzung „im Wege der Notaufnahme" des § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 G 131 erfüllt. 

5. (1) Einen Anspruch nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 hat nicht, wer dem in der sowjetischen 
Besatzungszone oder dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin herrschenden System erheb- 
lich Vorschub geleistet, dort durch sein Ver- 
halten gegen die Grundsätze der Menschlich- 
keit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder wer 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des 
Landes Berlin bekämpft hat (Ausschlußtatbestän- 
de des § 3 Abs. 2 des Bundesvertriebenenge- 
setzes). Bei Verstößen gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit wäh- 
rend der Herrschaft des Nationalsozialismus 


stehen bereits nach § 3 Satz 1 Nr. 3a, 3b G 131 
keine Rechte zu. 

(2) Über das Vorliegen der Ausschlußtatbe- 
stände des § 3 Abs. 2 BVFG hat bei der Durch- 
führung des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 G 131 die 
nach dem G 131 zuständige Behörde zu entschei- 
den. Soweit die Tatbestände bereits durch an- 
dere Behörden auf Grund anderer Gesetze ge- 
prüft worden sind, kann dieser Entscheidung 
gefolgt werden, falls keine neuen anderweiti- 
gen Anhaltspunkte vorliegen. Zweifel in tat- 
sächlicher und rechtlicher Hinsicht bitte ich, in 
enger Zusammenarbeit mit den anderen Be- 
hörden, insbesondere mit dem zuständigen 
Flüchtlingsamt, aufzuklären. Zu beachten ist, 
daß die Ausschlußtatbestände des § 3 Abs. 2 
BVFG erheblich weiter reichen als z. B. die des 
§ 11 Nr. 2 BVFG und des § 230 Abs 1 Satz 3 
des Lastenausgleichsgesetzes. 

(3) Das in dem vorstehenden Absatz 2 Ausge- 
führte gilt bei der Prüfung der Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 G 131 auch, wenn be- 
reits ein Flüchtlingsausweis C nach den §§ 3 
und 15 Abs. 2 Nr. 3 BVFG, ein Notaufnahme- 
bescheid oder eine Zuzugsgenehmigung nach 
einer der in der Anlage genannten Regelungen 
erteilt worden ist. Die drei Ausschlußtatbestän- 
de des § 3 Abs. 2 BVFG werden im Verfahren 
über die Anerkennung als Sowjetzonenflücht- 
ling nach § 3 Abs. 1 BVFG und im Notaufnah- 
meverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 NAG 
erst seit 6. Juli 1961, dem Inkrafttreten des § 3 
Abs. 2 BVFG und des § 1 Abs. 2 NAG, jew.eils 
in der Fassung des Dritten Änderungsgesetzes 
zum BVFG vom 29. 6. 1961 (BGBl. I S. 813), ge- 
prüft. Vorher wurde nach § 3 BVFG und § 1 Abs. 
2 NAG nur der Tatbestand des Verstoßes gegen 
die Grundsätze der Menschlichkeit und Rechts- 
staatlichkeit in der sowjetischen Besatzungszo- 
ne oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin berücksichtigt. Bei Familienzusammenfüh- 
rung im Sinne des § 94 BVFG und bei Vorhan- 
densein einer ausreichenden Lebensgrundlage im 
Sinne des Art. 11 Abs. 2 GG im Bundesgebiet 
wird die Aufenthaltserlaubnis (Notaufnahme) 
selbst dann erteilt, wenn die Ausschlußtatbe- 
stände des § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 NAG — F. 1961 
— gegeben sind. Bei der Erteilung der Zuzugs- 
genehmigung nach einer der in der Anlage ge- 
nannten Regelungen fehlte es in der Regel an 
einer Prüfung der Ausschlußtatbestände. 

(4) Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hat die Leiter 
des Bundesnotaufnahmeverfahrens angewiesen, 
die Ersuchen der nach dem G 131 zuständigen 
Behörden um Übersendung der Notaufnahme- 
akten oder um Auskunft, ob sich aus den Akten 
Anhaltspunkte dafür ergeben, daß Ausschluß- 
tatbestände des § 3 Abs. 2 BVFG (§ 1 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 NAG) vorliegen, beschleunigt und 
mit Vorrang zu bearbeiten. 
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6. (1) Es muß sich stets um einen Zuzug in das 
Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) ge- 
handelt haben, d, h. zwischen dem Verlassen der 
sowjetischen Besatzungszone oder des Sowjet- 
sektors von Berlin und dem Zuzug in das Bun- 
desgebiet muß ein unmittelbarer Zusammenhang 
bestehen. Ein vorübergehender Aufenthalt im 
Ausland unterbricht den unmittelbaren Zusam- 
menhang nicht, wenn er nach den Umständen 
des Einzelfalles lediglich als Zwischenaufent- 
halt anzusehen ist. Wer die sowjetische Besat- 
zungszone oder den Sowjetsektor von Berlin 
verlassen und sich anschließend ohne Begrün- 
dung eines Wohnsitzes oder dauernden Auf- 
enthaltes im Geltungsbereich des G 131 in das 
Ausland begeben und dort Wohnsitz genommen 
hat, fällt auch dann nicht unter § 4 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 3 G 131, wenn er später in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes ziigezogen ist. 

(2) Die in § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bestimmte 
Voraussetzung, daß die dort genannten Per- 
sonen „bis zum 31. 12. 1964"' ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
des G 131 genommen haben müssen, ist dahin 
zu verstehen, daß der Wohnsitz oder dauernde 
Aufenthalt am Zuzugsstichtag selbst noch be- 
standen haben muß. 

7. Soweit Personen gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
erstmals Rechte nach Kapitel I geltend machen 
können, nehmen sie nicht mehr an den beson- 
deren Unterbringungsmaßnahmen der §§ 71 e 
bis 71 1 teil (Artikel II § 2 des Vierten Ände- 
rungsgesetzes). 

8. Nach § 4 Abs. 3 Halbsatz 2 G 131 können Hin- 
terbliebene, die nach dem 31. 12. 1952 im Gel- 
tungsbereich des G 131 ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt genommen haben und 
nicht schon selbst die Voraussetzungen des § 4 
Abs. 1 oder 2 erfüllen, Rechte auf Versorgung 
auch dann geltend machen, wenn der im Wege 
der Notaufnahme oder eines vergleichbaren 
Verfahrens Zugezogene, bei dem die Ausschluß- 
tatbestände des § 3 Abs. 2 BVFG nicht Vorla- 
gen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 G 131), vor dem 
31. 12. 19()4 verstorben ist. Die Notaufnahme 
kann für den Verstorbenen von den Hinter- 
bliebenen in der Weise nachgeholt werden, 
daß sie dem Leiter des Bundesnotaufnahme- 
verfahrens durch Hinweis auf § 4 Abs. 3 Halb- 
satz 2 G 131 ihr rechtliches Interesse dartun und 
die Ausstellung einer Bescheinigung darüber 
beantragen, daß die Notaufnahme im Erlebens- 
fälle erteilt worden wäre. 

B. Familienzusammenführung 

9. Nach § 4b Abs. 1 können unter § 1 oder § 2 fal- 
lende Personen, die nach dem 31. 12. 1952 ohne 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, 3 oder Abs. 2, 3 im Wege der Fa- 
milienzusammenführung im Geltungsbereich des 
G 131 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt genommen haben, nunmehr den Personen, 


die den allgemeinen Zuzugsstichtag des § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erfüllen, gleichgestellt wer- 
den. Die Gleichstellung erfolgt durch eine „Kann- 
Entscheidung" der jeweils zuständigen Behörde. 
Bei Vorliegen der Ausschlußtatbestände des § 3 
Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes kommt, 
ebenso wie bei strafrechtlichen oder diszipli- 
narrechtlichen Verfehlungen erheblichen Aus- 
maßes, eine Gleichstellung nicht in Betracht. 

10. (1) Zu den Voraussetzungen für die Familien- 
zusammenführung (§ 4 b Abs. 2) gehört nicht 
mehr, daß dem Zuziehenden im Zeitpunkt des 
Wegzuges von dem bisherigen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthaltsort außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des G 131 eine Betreuung durch 
bestimmte nahe Angehörige fehlte. 

(2) Eine Erweiterung des Kreises der auf- 
nahmeberechtigten Personen ergibt sich aus § 4 
b Abs. 2 Satz 2, 3 der Neufassung. Der Begriff 
„Aufnahme in die Familiengemeinschaft" ist — 
wie schon bisher — als Aufnahme in eine Betreu- 
ungsgemeinschaft, nicht notwendig in die Haus- 
gemeinschaft zu verstehen. 

(3) Wurden die neuen Voraussetzungen der 
Familienzusammenführung schon vor dem 1. 1. 
1967 erfüllt, so kann ebenfalls eine Gleichstel- 
lung nach Maßgabe des § 4 b Abs. 1 erfolgen 
(Artikel II § 1 Abs. 2 des Vierten Anderungs- 
gesetzes). 

11. Nach § 4 b Abs. 3 G 131 können Hinterblie- 
bene, die nach dem 31. 12. 1952 im Geltungsbe- 
reich des G 131 ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt genommen haben und nicht schon 
selbst die Voraussetzungen der §§ 4, 4 b Abs. 
1, 2 erfüllen, Rechte auf Versorgung auch dann 
geltend machen, wenn der Verstorbene die 
Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 erfüllte. 
Dabei ist es nicht notwendig, daß der Verstor- 
bene bereits nach Absatz 1 gleichgestellt war. 
Es genügt auch, wenn er auf Grund einer Fa- 
milienzusammenführung im Sinne der Absätze 
1 und 2 hätte gleichgestellt werden können; das 
Gleichstellungsverfahren muß dann für den 
Verstorbenen gegenüber den Hinterbliebenen 
durchgeführt werden. 

12. Eine nach der bisherigen Fassung des § 4 b aner- 
kannte Familienzusammenführung gilt, ohne daß 
es hierzu eines Antrages bedarf, als solche nach 
§ 4 b der Neufassung (Artikel II § 1 Abs. 1 des 
Vierten Anderungsgesetzes). Die Vorschrift 
hat jedoch nur Bedeutung, soweit eine nach der 
bisherigen Fassung des § 4 b anerkannte Fa- 
milienzusammenführung nicht durch die Erfül- 
lung des sog. innerdeutschen Zuzugstichtages 
(§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3) gegenstandslos wird. 

Dieses Rundschreiben wird im Gemeinsamen Mini- 
sterialblatt veröffentlicht werden. 

Im Auftrag 
Dr. Brodanann 
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